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Kleine Anfrage 6931 
 
des Abgeordneten Dr. Martin Vincentz   AfD 
 
 
Mögliche Auswirkungen einer Abschaffung von Minijobs auf Beschäftigte und 
Unternehmen in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Auf Bundesebene werden Vorschläge diskutiert, den bisherigen Sonderstatus von Minijobs 
abzuschaffen bzw. geringfügige Beschäftigungsverhältnisse stärker in 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu überführen. Da Minijobs insbesondere von 
Studenten, Rentnern, Eltern mit Betreuungspflichten sowie Arbeitnehmern mit 
Nebentätigkeiten genutzt werden, stellt sich die Frage, welche Auswirkungen entsprechende 
Maßnahmen auf Beschäftigte und Unternehmen in Nordrhein-Westfalen haben würden. 
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Welche Personengruppen wären nach Einschätzung der Landesregierung von einer 

Abschaffung oder grundlegenden Umgestaltung der Minijobs besonders betroffen? 
 
2. Welche Auswirkungen auf kleine und mittlere Unternehmen in Nordrhein-Westfalen 

erwartet die Landesregierung im Falle einer Abschaffung oder grundlegenden 
Umgestaltung der Minijobs? 

 
3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, in welchem Umfang bei 

einer Abschaffung oder grundlegenden Umgestaltung der Minijobs mit dem Verlust von 
Beschäftigungsmöglichkeiten oder einer Verlagerung von Tätigkeiten in die 
Schwarzarbeit zu rechnen wäre? 

 
4. Auf welche Erkenntnisse und Daten stützt die Landesregierung ihre Einschätzungen zu 

den Fragen 1 bis 3? 
 

 
 
 
Dr. Martin Vincentz 
 


